Sehr geehrter Herr Schranner,

vielen Dank für Ihre Nachricht vom 11. April 2011 an den Bundesinnenminister Dr. Friedrich, in der Sie sich kritisch 
zur Flüchtlingssituation in Nordafrika äußern.

Das Bundesministerium des Innern hat großes Verständnis, dass die Flüchtlingssituation in Nordafrika mit viel Engagement, großer Anteilnahme und mit Emotionen diskutiert wird. Uns alle bewegt die Situation in Nordafrika. Und erst recht bewegt uns das Schicksal von Menschen, die auf dem Weg nach Europa ihr Leben riskieren und teilweise auch zu Tode kommen, wie es erst kürzlich vor Lampedusa wieder der Fall war. Dies macht bestürzt und betroffen.

Die Flüchtlings- und Migrationsströme aus den nordafrikanischen Staaten haben zwei Hauptrichtungen. Ganz überwiegend gehen sie in die Nachbarstaaten: Seit Anfang März haben über 400.000 Personen Libyen verlassen, die sich zum Großteil in Tunesien und Ägypten aufhalten. Ein deutlich kleinerer Anteil -bisher ungefähr 25.000 Personen- ist nach Europa gekommen.

Bei dem Zustrom nach Europa handelt es sich bisher ganz überwiegend um Personen aus Tunesien. Aus Tunesien flüchten sie aber nicht vor Verfolgung oder Bürgerkrieg, sondern sie sind auf der Suche nach einer besseren wirtschaftlichen Zukunft. Ungefähr 22.000 dieser Wirtschaftsmigranten sind in Italien angekommen, davon hat nach Schätzungen des UNHCR (Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen) aber bereits die Hälfte Italien wieder verlassen. Nur ca. 2.300 haben in Italien überhaupt einen Asylantrag gestellt.

Anders stellt sich die Situation in Libyen dar. Hier kann es sich angesichts der bürgerkriegsähnlichen Situation um Flüchtlinge handeln. Allerdings sind aus Libyen noch keine massiven Flüchtlingsbewegungen nach Europa festzustellen. Auszugehen ist von ca. 2.000 Personen, die nach Italien und ca. 1.000 Personen, die nach Malta geflüchtet sind, fast ausschließlich afrikanische Staatsangehörige aus der Sub-Sahara-Region. 
Für diese Situationen verfügt Europa über anerkannte Instrumente und Praktiken, die Anwendung finden müssen.

Italien ist für die Durchführung der Asylverfahren zuständig, sofern überhaupt Asylanträge gestellt werden. Werden keine Asylanträge gestellt oder werden sie abgelehnt, ist Italien auch für die Rückführung in die Herkunftsstaaten verantwortlich. Diese Situation bietet keinen Anlass zu einer sogenannten personellen Lastenteilung. Auch Belgien hatte 2010 über 20.000 Asylbewerber, während es in Italien etwas über 8.000 waren. Italien ist in der Lage, das leisten. Dazu ist anzumerken, dass auch in Deutschland 2010 ca. 42 000 Asylanträge gestellt wurden.

In Nordafrika kommt es insbesondere darauf an, humanitäre Hilfe zu leisten. Die Bundesregierung hat deshalb bisher fünf Millionen Euro an humanitärer Soforthilfe für die Versorgung und den Schutz von Betroffenen in Libyen zur Verfügung gestellt. Außerdem ist Deutschland mit einem bedeutenden Anteil an den 40 Mio. Euro beteiligt, die die EU als Nothilfe aktuell für Nordafrika zur Verfügung stellt. Auch an den Transportmaßnahmen für Drittstaatsangehörige aus Libyen und an der Evakuierung von EU-Bürgern aus der Region haben wir mitgewirkt. Wir müssen helfen, die Länder aufzubauen und zu stabilisieren. Es geht darum, dass wir gemeinsam mit den Regierungen Perspektiven erarbeiten. 


Das Vorgehen der Bundesregierung ist unter humanitären Gesichtspunkten konsequent und richtig. Wir helfen, wenn es um Verfolgung oder bürgerkriegsähnliche Situationen geht, und wir helfen, wenn es notwendig ist. Deutschland muss vor allem sich nicht dem Vorwurf aussetzen, bei humanitären Aufnahmen zu wenig zu leisten. Deutschland gehört weltweit zu den führenden Aufnahmestaaten von schutzbedürftigen Personen - mit weitem Abstand vor anderen Mitgliedstaaten oder anderen westlichen Industriestaaten. Darauf weist auch der UNHCR zu Recht hin.

Das Handeln der Bundesregierung ist Teil der EU-Strategie zu Libyen und den südlichen Nachbarländern, wie sie die Innenminister zur Migrationsfrage konkretisiert haben. Notwendig ist ein Gesamtansatz, der sich auch in enger Zusammenarbeit mit den Herkunfts- und Transitstaaten Nordafrikas auf die unterschiedlichen Aspekte von Migration erstreckt:

- Einsatz der Grenzschutzagentur Frontex, bei dem auch Deutschland seine Hilfe angeboten hat, 

- Abschluss von Rückübernahmeabkommen und die Rückführung

- Einbindung des Europäischen Asylunterstützungsbüros 

- Durchführung regionaler Schutzprogramme

- Unterstützung beim Ausbau der Asyl- und Migrationssysteme in Nordafrika 

- humanitäre Hilfe an die Erstaufnahmestaaten in der Region. 

Diese Maßnahmen müssen zu einer längerfristigen Strategie zu Migration, Mobilität und Sicherheit im Rahmen einer Neuen Partnerschaft mit den südlichen Mittelmeeranrainern ausgebaut werden. Dies ist eine konsequente Fortentwicklung des Gesamtansatzes zur Migrationsfrage, den die EU seit vielen Jahren im Dialog mit den Herkunfts- und Transitstaaten verfolgt und umsetzt. 

Ich hoffe, Ihnen die Entscheidungsgrundlagen für die Bundesregierung mit vorgenannten Informationen transparenter und verständlicher machen zu können.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

gez. E. Rink

Bundesministerium des Innern
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· Das klingt erheblich differenzierter ….

· wieso nicht einen (qualifizierten) Teil reinlassen?

· Die Rechtsgrundlage, das Dublin-Abkommen ist völlig ungerecht. Die reichen „Binnenstaaten“ schützen sich, die meisten kommen nach Italien, Spanien, Griechenland.

· Wieso nehmen die armen Länder Nordafrikas so viel auf und die reichen Staaten des Nordens zeigen so eine kalte Schulter? „ich zitiere sie: „Ganz überwiegend gehen sie in die Nachbarstaaten: Seit Anfang März haben über 400.000 Personen Libyen verlassen, die sich zum Großteil in Tunesien und Ägypten aufhalten. Ein deutlich kleinerer Anteil -bisher ungefähr 25.000 Personen- ist nach Europa gekommen.“)

· Ist uns bewusst das viele Revolutionen auch durch uns verursacht wurden: „Selbstverbrennung durch Armut“…

